
 

  

S 41 AS 3914/15 durch gerichtlichen Vergleich vom

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Sozialgericht Duisburg
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 41
Kategorie Gerichtsbescheid
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 41 AS 3914/15 durch gerichtlichen
Vergleich vom

Datum 26.02.2018

2. Instanz

Aktenzeichen 12 AS 449/20
Datum -

3. Instanz

Datum -

Es wird festgestellt, dass das Verfahren S 41 AS 3914/15 durch gerichtlichen
Vergleich vom 01.06.2017 beendet ist.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die Frage, ob das ursprÃ¼ngliche Verfahren S 41 AS
3914/15 durch gerichtlichen Vergleich vom 01.06.2017 beendet wurde. In dem
Verfahren S 41 AS 3914/15 stritten die Beteiligten um einen Ablehnungsbescheid
der Beklagten vom 23.04.2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
01.09.2015, mit dem die Beklagte einen Weiterbewilligungsantrag des KlÃ¤gers
betreffen den Zeitraum ab MÃ¤rz 2015 beschieden hatte. Am 01.06.2017 wurde in
einem ErÃ¶rterungstermin u.a. in dem vorgenannten Verfahren ein Vergleich
geschlossen, der nicht mit einem Widerrufsvorbehalt versehen war.

Der KlÃ¤ger ist der Ansicht, er sei nicht Ã¼ber ein Widerrufsrecht belehrt worden.
Er sei arglistig getÃ¤uscht worden und hÃ¤tte dem Vergleich unter diesen
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UmstÃ¤nden nicht zugestimmt. SinngemÃ¤Ã� erklÃ¤rt der KlÃ¤ger die Anfechtung
des Vergleichs vom 01.06.2017.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

1. festzustellen, dass das Verfahren S 41 AS 3914/15 nicht durch Vergleich vom
01.06.2017 beendet wurde; 2. in der Sache zu entscheiden.

Die Beklagte hat keinen Antrag gestellt.

Das Gericht hat das Verfahren neu eintragen lassen und die Beteiligten mit
Schreiben vom 25.01.2018 zu einer Entscheidung durch Gerichtsbescheid nach Â§
105 Sozialgerichtsgesetz (SGG) angehÃ¶rt. Der KlÃ¤ger hat sich hierzu mit
Schreiben vom 22.02.2018 geÃ¤uÃ�ert.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die
Gerichtsakten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Ã�ber die Klage kann gemÃ¤Ã� Â§ 105 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid entschieden werden, weil
die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art
aufweist und der Sachverhalt geklÃ¤rt ist. Eine Zustimmung der Beteiligten zur
Entscheidung durch Gerichtsbescheid ist nicht erforderlich (Burkiczak in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGG, 1. Aufl. 2017, Â§ 105 SGG, Rn. 40).

Entsteht Streit darÃ¼ber, ob ein Rechtsstreit wirksam durch RÃ¼cknahme,
Vergleich etc. beendet worden ist, ist der Rechtsstreit fortzusetzen und vorrangig zu
prÃ¼fen, ob die Beendigung tatsÃ¤chlich eingetreten ist. Kommt das Gericht zu
dem Ergebnis, dass der Rechtsstreit wirksam beendet worden ist, stellt es dies
entsprechend fest. Andernfalls wird der Rechtsstreit in der Sache fortgefÃ¼hrt (vgl.
zum Vergleich BSG, Urteil vom 28.11.2002 â�� B 7 AL 26/02 R, juris Rn 20).

Hier ist das Verfahren S 41 AS 3914/15 am 01.06.2017 wirksam durch Vergleich
nach Â§ 101 Abs. 1 SGG beendet worden. Der Vergleich wurde nach Â§ 122 SGG
i.V.m. Â§ 160 Abs. 3 Nr. 1 Zivilprozessordnung (ZPO) protokolliert. Eine Anfechtung
des Vergleichs vom 01.06.2017 ist nicht mÃ¶glich, da es sich um eine
Prozesshandlung handelt (vgl. in aller Deutlichkeit LSG NRW, Urt. v. 26.05.2010,
Az.: L 12 SO 103/10, Rz. 13 juris). Anhaltspunkte fÃ¼r das Vorliegen der
Voraussetzungen fÃ¼r eine Wiederaufnahme des Verfahrens nach Â§Â§ 179, 180
SGG, Â§ 578 ff. ZPO sind nicht ersichtlich. SchlieÃ�lich sieht das Gesetz entgegen
der Ansicht des KlÃ¤gers auch nicht vor, dass die Beteiligten vor Abschluss eines
gerichtlichen Vergleichs Ã¼ber ein Widerrufsrecht zu belehren wÃ¤ren. Das
Verfahren S 41 AS 3914/15 ist daher beendet, was folglich entsprechend
festzustellen war.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.
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